Absender:                                                                                                          Mülheim, den ………..…….
Die Oberbürgermeisterin 
Stadt Mülheim 

Amt für Umweltschutz 
45468 Mülheim

Unzureichende Gebührenbescheide für 

a) Abfallentsorgung und Straßenreinigung -Geb.-/Kundennummer 90000…..………....
 sowie 

b) Abwasser -Kunden-Nr. 
………. 

jeweils vom 15.01.2009
Liegenschaft: 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

in o. g. Bescheiden teilen Sie mir die von uns zu entrichtenden Gebühren für das Jahr 2009 mit. 

Aus den Bescheiden ist zunächst nicht zu erkennen, dass sich gegenüber dem Vorjahr Gebühren-

ver​änderungen ergeben haben. Ein solches Vorgehen ist nicht bürger- oder kundenfreundlich. 

Erst durch einen Vergleich mit den Vorjahresbescheiden wurden die Veränderungen offenkundig. Dabei mussten wir feststellen, dass Sie die Gebühren bei Straßenreinigung um 2,7%, bei Müll um 4,35% und bei Abwasser um 4,3% erhöht haben. 
Es mangelt insgesamt wieder einmal an der notwendigen Transparenz und einer überzeugenden Begründung, die es dem Gebührenzahler ermöglichen würden, die Notwendigkeit und Angemessenheit dieser Gebührensteigerungen nachzuvollziehen. Dieses ist auch deshalb von besonderem Gewicht, weil der Bürger nach Wegfall des Widerspruchsverfahrens sofort den Klageweg zu beschreiten hat. Auf welches Fakten- oder Datenmaterial soll er denn sein Vorgehen stützen und wie seine Klage begründen? 

Außer Betrachtung darf hierbei auch nicht bleiben, dass die Gebührenpraxis des Stadt Mülheim auch bei den Gerichten wiederholt auf Ablehnung gestoßen war. Bürgerliche Skepsis und der Wunsch nach Transparenz sind also nicht unbegründet. 

Es dürfte nun aus alledem unerlässlich sein, die Gebührenbescheide zukünftig informativer, aussa​gekräftiger und damit nachvollziehbarer zu gestalten, was insbesondere durch die Darstellung wichtiger Gebührenbestandteile und der Kalkulationsgrundlagen zu geschehen hat. 

Um eine kurzfristige Antwort wäre ich sehr verlegen, da die Frist für die Einreichung einer Klage beim Verwaltungsgericht bereits Mitte Februar endet. Sollte Ihnen eine Antwort in dieser Zeit nicht möglich sein, bitte ich uns gegenüber eine Erklärung abzugeben, mit der Sie einen Einrede​verzicht wegen Fristversäumnis erklären. Weil eine Klageeinreichung ohne Begründung und deren mögliche Rücknahme bereits Kosten verursacht, hoffe ich auf Ihr Verständnis. 

Mit freundlichen Grüßen 

